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Verordnung 

der Bundesregierung 


Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Teil-Zolltarifs (Nr. 7/75 — Besondere Zollsätze 
gegenüber den AKP-Staaten und den ÜLG — EGKS) 


Auf Grund des § 77 Abs. 1 Nr. 1 des Zollgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mai 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 529), zuletzt geändert 
durch das Fünfzehnte Gesetz zur Änderung des 
Zollgesetzes vom 3. August 1973 (Bundesgesetzbl. I 
S. 940), verordnet die Bundesregierung, nachdem 
dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben worden ist, mit Zustimmung des Bundes- 
tages: 

§ 1 

Der Deutsche Teil-Zolltarif (Bundesgesetzbl. 1968 
II S. 1044) in der zur Zeit geltenden Fassung wird 


mit Wirkung vom 1. Juli 1975 nach Maßgabe der 
Anlage geändert. 

§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 89 des Zollgesetzes 
auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 
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Anlage 

(zu § 1) 

Die Anhänge „Besondere Zollsätze gegenüber den 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft asso- 
ziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(AASM)", „Besondere Zollsätze gegenüber den mit 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziier- 
ten überseeischen Ländern und Gebieten (ÜLG)" und 
„Besondere Zollsätze gegenüber den mit der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten Repu- 
bliken Tansania, Uganda und Kenia (Ostafrikanische 
Gemeinschaft)" werden durch den folgenden neuen 
Anhang ersetzt: 

Besondere Zollsätze gegenüber den Staaten 
in Afrika, im karibischen Raum und im Pazi- 
fischen Ozean, die das mit den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (EGKS) am 28. Februar 1975 in Lome ver- 
einbarte Abkommen unterzeichnet haben (AKP- 
Staaten) und gegenüber den mit der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft assoziierten 
überseeischen Ländern und Gebieten (ÜLG) 

1. Soweit sich aus Nummer 2 nichts anderes er- 
gibt, gilt im Rahmen der Besonderen Zollsätze 


gegenüber den AKP-Staaten und gegenüber den 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Ge- 
bieten tarifliche Zollfreiheit für EGKS-Waren. 

2. Die Besonderen Zollsätze für EGKS-Waren 
gegenüber den AKP-Staaten und gegenüber den 
mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebie- 
ten werden angewendet, wenn die eingeführten 
Waren nach Artikel 2 des Beschlusses der im 
Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl vom 24. Juni 1975 
zur Eröffnung von Zollpräferenzen für die unter 
die Zuständigkeit dieser Gemeinschaft fallenden 
Waren mit Ursprung in den Staaten in Afrika, 
im karibischen Raum und im Pazifischen Ozean 
und den mit der Gemeinschaft assoziierten über- 
seeischen Ländern und Gebieten (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 1975 Nr. L 166/83) 
als Ursprungserzeugnisse dieser Staaten, Län- 
der und Gebiete gelten. 


Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 14. August 1975 — 1/4 (IV/4) — 653 04 — Zo 102/75. 
Federführend; Bundesminister der Finanzen. 

Gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des Bundesrates übermittelt. 
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Begründung 


(1) Das Abkommen vom 29. Juli 1969 (Jaunde II) 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und den 
assoziierten afrikanischen Staaten und Madagaskar 
(AASM) über die unter die Zuständigkeit der EGKS 
fallenden Erzeugnisse und das Abkommen vom 
14. Dezember 1970 zwischen den Mitgliedstaaten der 
EGKS über den Handel mit den überseeischen Län- 
dern und Gebieten (ULG) mit den Erzeugnissen, die 
unter die Zuständigkeit der EGKS fallen, sind am 
31. Januar 1975 gleichzeitig mit den denEWG-Bereich 
betreffenden Assoziations- Abkommen von Jaunde 
(AASM) und Arusha (Ostafrikanische Gemeinschaft) 
sowie dem Beschluß des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 29. September 1970 (ULG) aus- 
gelaufen. Die Geltungsdauer der darin enthaltenen 
Präferenzregelungen ist bis zum Inkrafttreten neuer, 
sich auf diese Bereiche beziehender Bestimmungen, 
längstens jedoch bis zum 31. Juli 1975, ausgedehnt 
worden. Für den EGKS-Bereich sind die Zölle durch 
Beschluß der im Rat vereinigten Vertreter der Re- 
gierungen der Mitgliedstaaten der EGKS in ihrer 
ursprünglichen Zusammensetzung vom 30. Januar 
1975 x ) für den gleichen Zeitraum vollständig ausge- 
setzt worden. 

(2) Am 28. Februar 1975 ist in Lome in sachlichem Zu- 
sammenhang mit dem am gleichen Tag Unterzeich- 
neten Abkommen AKP-EWG das „Abkommen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten der EGKS einerseits und 
den Staaten in Afrika, im karibischen Raum und im 
Pazifischen Ozean (AKP-Staaten) andererseits" für 
den EGKS-Bereich unterzeichnet worden, das tarif- 
liche Zollfreiheit vorsieht für Einfuhren aus den 
AASM (wie bisher) und 27 neu hinzugekommenen 
Partnerländern, darunter die bisher mit der EWG 
assoziierten Staaten der Ostafrikanischen Gemein- 
schaft. Ein neues Abkommen zwischen den Mitglied- 
staaten der EGKS über den Handel mit den ULG 
mit Erzeugnissen, die unter die Zuständigkeit der 
EGKS fallen, ist am . . . 1975 unterzeichnet worden. 


J ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 26 
vom 31. 1. 1975 S. 10 


(3) Die Abkommen können wegen der erforder- 
lichen Ratifizierung durch die Unterzeichnerstaaten 
nicht rechtzeitig zum 1. August 1975 in Kraft treten. 
Die Gemeinschaft hat deshalb die Handelsregelun- 
gen mit der einseitigen Präferenzgewährung gegen- 
über den AKP-Staaten unabhängig vom Inkrafttreten 
des Abkommens zum 1. Juli 1975 durch Verordnung 
(EWG) Nr. 1598/75 des Rates vom 24. Juni 1975 in 
Kraft gesetzt 2 ). 

(4) Damit die auf dem EGKS-Bereich vorgesehenen 
Präferenzregelungen ebenfalls ab 1. Juli 1975 an- 
gewendet werden können, haben die im Rat ver- 
einigten Vertreter der Regierungen der Mitglied- 
staaten der EGKS am 24. Juni 1975 einen Beschluß 3 ) 
gefaßt, durch den die Zölle für EGKS-Waren mit Ur- 
sprung in den AKP-Staaten und den mit der EWG 
assoziierten überseeischen Ländern und Gebieten bis 
zum Inkrafttreten der entsprechenden Abkommen, 
längstens jedoch bis zum 29. Februar 1976, vollstän- 
dig ausgesetzt werden. Die Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften hat die Mitgliedstaaten 
der EGKS mit Entscheidung vom 4. Juli 1975 4 ) 
ermächtigt, insoweit von der sich aus Artikel 1 der 
Empfehlung der Hohen Behörde Nr. 1/64 vom 
15. Januar 1964 5 ) ergebenden Verpflichtung (Ein- 
haltung eines Mindestaußenschutzniveaus) abzuwei- 
chen. 

(5) Mit der vorliegenden Verordnung werden die 
sich für die Bundesrepublik Deutschland ergebenden 
zolltariflichen Maßnahmen (vgl. Abs. 4 Satz 1) zur 
Erreichung dieser handelspolitischen Ziele in den 
Deutschen Teil-Zolltarif aufgenommen. Besondere 
Auswirkungen auf das inländische Preisgefüge sind 
hieraus nicht zu erwarten. 


2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. 6. 1975 S. 1 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 28. 6. 1975 S. 83 

4 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 186 
vom 17. 7. 1975 S. 31 

5 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 1964 S. 99 
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